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^flegebedürftigkeit muß 
sozial abgesichert werden 
I*s zum 1. Juni 1992 - so sehen es die 
/^"tionsvereinbarungen zwischen 
J^U/CSU und FDP vor - wird die Bun- 
^s|"egierung einen Gesetzentwurf zur 
ti Z|!a!en Absicherung bei Pf legebedürf- 
§*eit vorlegen. 

be  f;ln innerparteilich konsensfähiges Modell zu 
Kla      ^en, hat der Bundesvorstand auf seiner 
Ko  Su.rta8ung am 23. Februar dieses Jahres eine 
Sl    i^ssion unter Vorsitz von Bundesarbeitsmini- 

r Norbert Blüm eingesetzt. 

ser ^
0ruegende Dokumentation im grünen Teil die- 

ten   Usgabe mit den vier im wesentlichen diskutier- 
k0 ''Modellen zur Absicherung des Pflegefallrisi- 
inn  ^o11 eine Grundlage für die Meinungsbildung 

erflalb der Partei sein. 

die I^e CDU-Fraktion in der Bundesrepublik hat 
La    

DU-Fraktion im nordrhein-westfälischen 
gese/r8 bereits ein Konzept zur Einführung einer 

14) 
(Sei zllchen Pflegeversicherung verabschiedet. 

eige 
stück dieses Beschlusses ist die Schaffung einer 

Unt  
ständigen gesetzlichen Pflichtversicherung 

tw   dern organisierten Dach der Krankenversiche- 

Herm 
der r^

nn-Josef Arentz, sozialpolitischer Sprecher 
isfj- ^^-Landtagsfraktion: Das Problem der Pflege 
der u

e w'cr«tigste sozialpolitische Herausforderung 
W°mmer>den Jahre. Es darf nicht auf die lange 

^schoben werden. • 
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Bundeskanzler Helmut Kohl: 

Die brutale Verfolgung dieser 
unschuldigen Menschen sofort beenden 

Bundeskanzler Helmut Kohl hat die 
Massaker der irakischen Armee an 
Kurden und Schiiten im Irak auf 
das Schärfste verurteilt und den 
Gewaltherrscher Saddam Hussein 
mit allem Nachdruck aufgefordert, 
der brutalen Verfolgung dieser 
unschuldigen Menschen unverzüg- 
lich ein Ende zu setzen. Vorher — 
so der Bundeskanzler — dürfen die 
vom Sicherheitsrat der Vereinten 
Nationen gegen den Irak verhäng- 
ten Sanktionen nicht aufgehoben 
werden. 

Helmut Kohl: Wir dürfen diesem 
Drama nicht teilnahmslos zusehen, 
und deshalb leisten wir umfassende 
humanitäre Hilfe. Darüber hinaus 
unterstützen wir nachdrücklich die 
Bemühungen der Völkergemeinschaft, 
diesen schweren Menschenrechtsver- 
letzungen Einhalt zu gebieten. Späte- 
stens jetzt muß jedermann erkennen, 
wie notwendig und berechtigt es gewe- 
sen ist, daß die Völkergemeinschaft 
die Aggression des Irak gegen Kuwait 
nicht hingenommen, sondern das 
Recht durchgesetzt hat. 

Wenn es um die Achtung der Men- 
schenrechte geht, handelt es sich nicht 

um eine innere Angelegenheit eines 
Staates, sondern um elementare Prin- 
zipien des Völkerrechts, die die 
Grundlage für das friedliche Zusam- 
menleben der Völker bilden. Wir dür- 
fen daher nicht zulassen, daß im Irak 
Menschen schutzlos der Willkür preis- 
gegeben werden. Dies sage ich nicht 
zuletzt an die Adresse derjenigen in 
unserem Lande, die sich nur dann zu 
Wort melden, wenn es in ihr politi- 
sches Weltbild paßt. 

Wo sind die Proteste? 
Ich frage mich: wo sind heute jene, 
die gegen die Vereinigten Staaten von 
Amerika demonstriert haben, als diese 
an der Spitze einer großen internatio- 
nalen Koalition der rechtswidrigen 
Annexion Kuwaits durch den Irak ein 
Ende bereiteten. Ich frage mich 
ebenso: wo sind heute jene, die 
schwiegen, als der Irak Kuwait über- 
fiel, das Land annektierte, mit dem 
Einsatz von Massenvernichtungswaf- 
fen drohte, Israel mit Raketen 
beschoß, schwere Untaten an den 
Menschen in Kuwait verübte und 
schließlich auch Umweltverbrechen 
bisher nicht gekannten Ausmaßes 
beging. 

Kurdenhilfe 
Spenden für die kurdischen Flüchtlinge erbittet das Deutsche Rote Kreuz auf 
das Konto 41 41 41 bei allen Banken und Sparkassen. Der Deutsche Caritas- 
Verband und das Diakonische Werk erbitten Spenden auf das Konto 202 eben- 
falls bei allen Banken und Sparkassen. 
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5H^j^sarbeitsminister Norbert Blüm: 

Eine Rentenversicherung 
für ganz Deutschland 

ic^j^ndeskabinett hat am 9. April 
IW* in Entwurf eines Gesetzes zur 
ge$e* ,. Un8 **er Rechtseinheit in der 
ok. Wichen Renten- und Unfallversi- 
tun«Ut18 ~~~ kurz: Renten-Überlei- 
WJr|Sgesetz — verabschiedet. Damit 
Ve^'J fiterer wichtiger Schritt zur 
tes J^'ichung des einigen Sozialstaa- 
8eta   ndesreP"blik Deutschland 

stem       ra8en em Alterssicherungssy- 
der ty

Uf die neuen Bundesländer, das in 
ver|ä ®Jl seinesgleichen sucht. Rente ist 
stUn 

U|»cher Alterslohn für Lebenslei- 
tiacu .   e 'st Lebensstandardsicherung 
leini      Erwerbsarbeit. Das Netto-Ren- 
nach 4CaU beträ8l rund 70 Prozent> d. n-: 

bür ,    Versicherungsjahren erhält ein 

durch      n.ittsverdiener 70 Prozent des 

Arh -Scnn>ttlichen Nettoeinkommens der 
ltnehmer. Ein solches Rentenniveau 

Undd'n der früheren DDR nie gegeben, 
der ^ Rentenanpassungen lagen dort in 
^b    rvUr der kommunistischen Macht- 
A|^ ' D'e Rentner waren Bittsteller und 
folge^

enempfänger. In unserem System 
n die Renten verläßlich den Löhnen. 

es mi • *• 1992 soll das Rentenrecht, wie 
WUr(j 

der Rentenreform '92 beschlossen 
Eelejj 'au^ die neuen Bundesländer über- 
tritt af

l Werden. Das Sozialgesetzbuch VI 
derve S° ^e'cnze>tig in der gesamten wie- 
Uiid jreini8ten Bundesrepublik Deutsch- 
^lücJ1 f   

aft- Das ist ein historischer 
,al1 voller Symbolkraft für den 

einigen Sozialstaat Deutschland. Mit der 
Überleitung des Rentenrechts wird es für 
große Bevölkerungsgruppen in den neuen 
Ländern weitere erhebliche Verbesserun- 
gen geben, von denen ich die wichtigsten 
kurz aufzählen möchte: 

• Hinterbliebenenrenten 
Witwen waren in der ehemaligen DDR 
sehr schlecht versorgt. Vor Erreichen der 
Altersgrenze gab es eine Hinterbliebenen- 
rente nur unter sehr eingeschränkten Vor- 
aussetzungen, z. B. wenn sehr kleine Kin- 

Bundesarbeitsminister Nor- 
bert Blüm zu dem Entwurf 
eines Gesetzes zur Herstel- 
lung der Rechtseinheit in der 
gesetzlichen Renten- und 
Unfallversicherung (Renten- 
Überleitungsgesetz) sowie zur 
nächsten Rentenanpassung in 
den neuen Bundesländern 

der zu versorgen waren. Der Tod des 
Ehegatten führte deshalb in der Regel zu 
einem Einkommens-Absturz. Durch die 
Übertragung unseres Hinterbliebenen- 
Rentenrechts werden in den neuen Bun- 
desländern rund 900.000 Witwenrenten 
verbessert und 150.000 erstmals gezahlt. 
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Für diese Verbesserungen werden 1992 
rund 4 Milliarden Mark aufgewendet. 

• Altersgrenzen 

Die Altersgrenzen des westdeutschen 
Rentenrechts werden vom 1. Januar 1992 
an in einem Schritt auch in den neuen 
Bundesländern gelten. Damit wird insbe- 
sondere für Männer, die bisher erst mit 
Vollendung des 65. Lebensjahres eine 
Altersrente beziehen können, ein früherer 
Rentenbeginn ermöglicht (als Arbeitslo- 
ser mit 60, flexible Altersgrenze mit 63 
Jahren). Das betrifft auf Anhieb rund 
200.000 Versicherte. Dies wird auch den 
angespannten Arbeitsmarkt der neuen 
Bundesländer entlasten. Die dadurch ent- 
stehenden zusätzlichen Belastungen wer- 
den sich auf 2 bis 2,5 Milliarden Mark im 
Jahr belaufen. 

• Invalidenrenten 

Durch die Übertragung des Rechts der 
Renten wegen Berufs- oder Erwerbsunfä- 
higkeit wird sich die Zahl der Invaliden- 
renten in den neuen Ländern um etwa 50 
Prozent erhöhen. Die Kosten hierfür 
belaufen sich auf 1 bis 1,5 Milliarden 
Mark im Jahr. 

O Übergangsregelungen 
Das bisherige DDR-Recht enthielt 
Besonderheiten, die der Systematik unse- 
rer beitrags- und lohnbezogenen Rente 
fremd sind oder bei uns in anderen Siche- 
rungssystemen wie der Sozialhilfe gere- 
gelt sind. Solche Sonderleistungen wer- 
den ab 1996 stufenweise abgeschmolzen, 
wobei der Besitzstand gewahrt bleibt: 
Laufende Renten werden auf jeden Fall 
mindestens in der bisherigen Höhe wei- 
tergezahlt. Bei Rentenneuzugängen zwi- 
schen 1992 und Juni 1995 wird das am 31. 
Dezember 1991 in der ehemaligen DDR 
geltende Recht zugrunde gelegt, wenn 

sich daraus eine höhere Rente als nac 
dem neuen Recht ergibt. 

• Sozialzuschlag 
Der Sozialzuschlag, mit dem ab 1. Ju11 

1990 niedrige Renten auf 495 Mark auf- 
gestockt wurden, ist eine pauschaliert 
Sozialhilfeleistung. Er wurde eingefmy 
weil das Sozialhilfesystem in den neu 
Ländern noch nicht in befriedigende 
Weise funktioniert. Entsprechend de* ^ 
Einigungsvertrag wird der Sozialzusc 
bei Rentenzugängen ab 1992 nicht me 
gewährt; er bleibt auch weiterhin und; 
namisiert. Zum 1. Juli 1992 soll der 
Sozialzuschlag bei verheirateten Bere 
tigten wegfallen, wenn das Einkomme ^ 
des Ehegatten eine bestimmte Höhe ( • ^ 
440 Mark) übersteigt. Zum 1. Januar 1 ^ 
sollen auch die übrigen Sozialzuschia» 
wegfallen. Sie werden gegebenenfaus 

durch Leistungen nach dem Bundess 
zialhilfegesetz ersetzt. 

• Zusatz- und Sondersysteme 
Für ehemalige Stasi-Angehörige erfa » 
eine Begrenzung der Leistungen weg*' 
Alters auf 600 Mark monatlich. Für P6 

sonen, die Leistungen aus den übnge 

Sonderversorgungs- und Zusatzverso 
gungssystemen erhalten, erfolgt eine ^ 
Begrenzung der Gesamtbezüee auf »•  „ (0 DM monatlich. Diese Regelungen s< 
zum frühestmöglichen Zeitpunkt nac 
Inkrafttreten des Gesetzes wirksam W 
den. Zum 1. Januar 1992 sollen die 
Ansprüche und Anwartschaften aus 
der- und Zusatzversorgungssystemen 
die Rentenversicherung überführt we 
den. Bei der Berechnung der Renten 
ehemalige Stasi-Angehörige soll dere 
Einkommen höchstens bis zu 65 Pr° 
des jeweiligen Durchschnittsentgen5   -t 
berücksichtigt werden. Für Personen 
Ansprüchen aus sonstigen Sonderve 
gungssystemen und aus Zusatzverso 

S<>n' 

, 
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gssystemen soll bei der Rentenberech- iun 

«hind erte 

bjs j   
a^ Einkommen grundsätzlich nur 

b^11*11 Jeweiligen Durchschnittsentgelt 
r\in   *s,chtigt werden. Die Bundesregie- 
^ei

So11 ermächtigt werden, durch 
Pers 

tsverordnung zu bestimmen, daß für 
"Sta nen^re'se mit relativ geringer 
jety . Sr|ähe" auch Einkommen über dem 
Bejt ^en Durchschnittsentgelt bis zur 
\yej   j>SDemessungsgrenze ganz oder teil- 
der ö 

berücksichtigt werden können. Die 
iw ^nlenversicherung aus der Überfüh- 
aus • er Ansprüche und Anwartschaften 
syst 

en Sonder- und Zusatzversorgungs- 
\ver •  e" entstehenden Aufwendungen 

en ihr vom Bund erstattet. 

\Verf
n alten Bundesländern sind die in 

seit i97ätten für Behinderte Beschäftigten 
clw    ^ in der gesetzlichen Rentenversi- 
Versi "§ Pflichtversichert. Nach 20 Jahren 
AnSn    

rungspflicht haben sie einen 
fente r\   au^ eme Erwerbsunfähigkeits- 
gleichh    6S in der früheren DDR ver_ 

leti H-     e Einrichtungen nicht gab, sol- 
desj«   °ehinderten in den neuen Bun- 
ten Sj     rn so behandelt werden, als hät- 
res f^.JD Vollendung des 16. Lebensjah- 
We^^stens ab dem Jahre 1975 in einer 
die j^

Stätte für Behinderte gearbeitet. Für 
in de 

ntenherechnung soll dabei — wie 
chem       n Bundesländern — ein versi- 
*ent d

n8sPflichtiges Entgelt von 75 Pro- 
Werri 

es Durchschnittsentgelts unterstellt 
lali bedeutet — in einem pau- 

H^e.renden Verfahren — eine Gleich- 
** 

•»«u "dlung der Behinderten in den 
Und in den alten Bundesländern. 

H e,,tenerhöhung 15 Prozent 

'n der l   Ozia,union wurden die Renten er frühe 

Mit 
{H 
Ht" MUneren E)DRzum 1. Juli 1990 
Utn§esu V°n 0st"Mark auf D-Mark e"t, sondern auch auf ein Netto- 

Rentenniveau angehoben, das dem 
Netto-Rentenniveau in den alten Bundes- 
ländern entspricht. Durch diese Netto- 
Niveauangleichung wurden die Renten 
durchschnittlich um 30 Prozent erhöht. 
Um dieses einmal erreichte Netto-Ren- 
tenniveau zu erhalten, wurden die Renten 
schon zum 1. Januar 1991 entsprechend 
der Lohnentwicklung in den neuen Bun- 
desländern um 15 Prozent erhöht. 

Weil die Löhne in den neuen Bundeslän- 
dern schneller wachsen als in den alten 
Bundesländern, werden auch künftig die 
Rentenanpassungen dort höher ausfallen. 
Während die Renten in den alten Bun- 
desländern zum 1. Juli 1991 entsprechend 
der Lohnentwicklung des Vorjahres und 
eines verminderten Beitrags zur Rentner- 
krankenversicherung effektiv um 5,04 
Prozent erhöht werden, beträgt die Erhö- 
hung in den neuen Bundesländern ent- 
sprechend der dortigen Lohnentwicklung 
erneut 15 Prozent. Zur richtigen Einord- 
nung dieser unterschiedlichen Erhö- 
hungssätze kurz die Relationen: Im 
Augenblick beträgt die Eckrente Ost 46,4 
Prozent der Eckrente West. Nach den 
unterschiedlichen Anpassungen zum 
1. Juli 1990 wird sie 50,8 Prozent betra- 
gen, d. h.: Eine West-Rente wird auch 
dann immer noch rund doppelt so hoch 
sein wie eine vergleichbare Ost-Rente. 

Die Renten sind sicher 

Um einheitliche Lebensverhältnisse im 
ganzen wiedervereinigten Deutschland zu 
erreichen, wozu das Renten-Überlei- 
tungsgesetz einen großen Beitrag leisten 
wird, müssen noch mehrere Jahre die 
Renten in den neuen Ländern stärker 
steigen. Da diese Anpassungen immer 
den Löhnen folgen, aus denen die Bei- 
träge finanziert werden, bleibt die Finan- 
zierung der Renten in West wie Ost gesi- 
chert. 
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Demonstranten sollten sich nicht 
in falsche Gesellschaft begeben 
Zum Besuch des Bundeskanzlers in 
Erfurt und den Montagsdemonstratio- 
nen erklärt der 1. Parlamentarische 
Geschäftsführer der CDU/CSU-Bun- 
destagsfraktion, Friedrich Bohl: 

Der Besuch von Bundeskanzler Helmut 
Kohl hat alle diejenigen widerlegt, die die 
Ungewißheit der Menschen in den neuen 
Ländern für ihre politischen Zwecke miß- 
brauchen wollen. Entgegen den klamm- 
heimlichen Erwartungen vorher gab es 
keine Massenproteste gegen den Bundes- 
kanzler und die Politik der Bundesregie- 
rung. 

Im Gegenteil: Der Bundeskanzler wurde 
in der thüringischen Landeshauptstadt 
freundlich begrüßt. Die große Mehrheit 
der Bürger in den neuen Bundesländern 
weiß, daß sich 40 Jahre Sozialismus nicht 
in sechs Monaten überwinden lassen und 
daß sie sich auf die Union und den Bun- 
deskanzler verlassen können. Es bleibt 
dabei, daß die Deutschen gemeinsam den 
Wiederaufbau schaffen werden. 

Die wenigen eierwerfenden Störer beim 
Besuch des Bundeskanzlers gaben aller- 
dings einen deutlichen Hinweis darauf, 

welche Seite den Protest in den neuen 
Bundesländern zu schüren versucht, 
trugen die alte „Spalterflagge" mit V 
Insignien. Es waren die Anhänger       .g 

Honeckers und seines Stasi-Regimes» 
sich heute nach ihrer sozialistischen 
gangenheit sehnen. 
Manches Transparent auf den M°ntaLr. 
demonstrationen der letzten Wochen 
dichtet den gleichen Verdacht: Neben 
einigen — nicht allen — westdeutscn 
Gewerkschaftspropagandisten sind e 
auch die ewig Gestrigen der SED, ne 
PDS, die die Menschen in der Ex-E>D 

gegen die Bundesregierung aufbring 
wollen. 

Zur Vorsicht aufgerufen 
Angesichts dieser Versuche sind alle» 
sich weiterhin an Montagsdemonstra 
nen beteiligen wollen, zur Vorsicht a    j 
rufen. Die Gefahr, daß sie für alte soj 
stische Rechnungen mißbraucht wer 
ist groß. Jeder möge sich bei diesen 
Demonstrationen ganz genau seinen 
Nachbarn ansehen. Vielleicht ist es a 
nur der SED-Bonze von gestern, der^ ^ 
neben ihm zum Protestgeschrei an hebt' 

Kommentar 
Wer bei dem Besuch Kohls in der thü- 
ringischen Hauptstadt genau hingehört 
hat, konnte erfahren, was die Menschen 
„sauer macht", wie einer es formuliert 
hat: Neben der Sorge um den Arbeits- 
platz ist es vor allem der Hochmut man- 
cher Besserwisser aus den alten Bun- 
desländern; es ist der Ärger darüber, 

daß immer noch Stasi-Seilschaften oß 
Werk sein können und den Aufschwung 
bremsen, und es ist nicht zuletzt das 
Auftreten westlicher Gewerkschafts- 
Redner auf den neuen Demonstratio- 
nen. IG-Metall-Chef Steinkühler soH'e 

aufmerken. Wer den Menschen ver- 
schweigt, daß es aufwärtsgeht, versu 
digt sich an ihnen. * 

aus: Rheinische P°s 
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„Allianz der Vernunft" für 
den wirtschaftlichen Wandel 

JJfc ei«er „Allianz der Vernunft** kann 
?er notwendige Wandel der Wirtschaft 
'n den neuen Bundesländern bis Mitte 
er 90er Jahre erfolgreich bewältigt 

*erden. Politik, Unternehmen und 
Jfe^erkschaften müssen dabei konzer- 
*ert zusammenarbeiten, um die Rui- 
en des Sozialismus zu beseitigen und 
*n Neuaufbau zu bewältigen. Die 

Erstellung eines Klimas des Vertrau- 
ns und der Ermutigung ist die wich- 

tigste Voraussetzung für neue Investi- 
eren, für die Entwicklung von Eigen- 
n,tiative und tätigen Optimismus bei 

|.en Menschen in den neuen Bundes- 
J*n«ern. Die Gemeinsamkeit aller 

f mokraten bei der Überwindung der 
«gierigen Probleme ist die einzig 

»chtige Antwort auf den Mord an Det- 
ev Karsten Rohwedder. 
s »st unerträglich, daß die Persönlichkei- 

*•» die mit großem Engagement den 
rH zur Einheit Deutschlands geebnet 
f 5en und mit gewaltigen Anstrengungen 
ür die Verbesserung der wirtschaftlichen 
nd sozialen Lage in den neuen Ländern 
»^treten, von denen, die die Wiederverei- 
Sung längst abgeschrieben hatten und 

un außer dem Schüren von Unzufrie- 
^nheit oder Neid kaum einen Vorschlag 
r die Verbesserung der Lage in den 

u HCn ^un<*esländern machen, attackiert 
d
nd öffentlich verächtlich gemacht wer- 

di  u ^ro'en gegen den Bundeskanzler, 
j  .   ei den jüngsten Demonstrationen in 
si If2^' ^res<*en, Rostock und anderswo 

tbar waren, zeigen in erschreckendem 

Maße, daß die Milliarden-Hilfspro- 
gramme entweder noch nicht bekannt 
oder bewußt gering geschätzt werden. 
Nicht Protestaktionen, Schmähungen 
und Feindseligkeiten sichern und schaf- 
fen Arbeitsplätze. Einige westdeutsche 
Gewerkschaftsführer sind bei ihren Auf- 
tritten weit über die Grenzen des einer 

Von Friedhelm Ost, 
Vorsitzender des Wirtschafts- 
ausschusses im 
Deutschen Bundestag 

Demokratie förderlichen Maßes hinaus- 
gegangen ; mit ihrer Angstmacherei erwei- 
sen sie den Menschen einen schlechten 
Dienst. 
Die Bonner Regierungskoalition wird 
sich von solchen Attacken nicht beirren 
lassen, sondern alles daransetzen, daß 
das „Gemeinschaftswerk Aufschwung 
Ost" zügig umgesetzt wird. Länder, 
Kreise und Gemeinden in den neuen 
Bundesländern sollten umgehend die zur 
Verfügung stehenden Finanzmittel in 
Aufträge und Nachfrage und damit in 
Beschäftigung lenken. Viele hunderttau- 
send Arbeitnehmer können sofort in 
Sanierungs-, Umwelt-, Bau- und Beschäf- 
tigungsgesellschaften eine sinnvolle 
Tätigkeit finden. 
Auch die Betriebe, die Teile ihrer Ferti- 
gung aufgeben und die Zahl der Beschäf- 
tigten in bisherigen Produktionsbereichen 
verringern müssen, sollten Auffanggesell- 
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Signale für Aufschwung im Osten 
Mit Zuversicht haben die Teilneh- 
mer des vierten Stuttgarter Mana- 
ger-Gipfels die Aussichten auf 
einen baldigen Wirtschaftsauf- 
schwung in Ostdeutschland beur- 
teilt. Die Lage in den neuen Län- 
dern sei zwar sehr schwierig, aber 
man sei bereits auf dem Weg zur 
Besserung. 

Nun müsse dem Gemeinschaftswerk 
„Aufschwung Ost" mit vereinten Kräf- 
ten zum Erfolg verholfen werden, hieß 
es in dem vom baden-württembergi- 
schen Ministerpräsidenten Erwin Teu- 
fel und von Daimler-Benz-Chef 
Edzard Reuter vorgelegten Schluß- 
kommunique. Die 20 europäischen 
Wirtschaftsführer warnten gleichzeitig 
davor, eine neue „Wohlstandsmauer" 
nach Osteuropa zu errichten. 
„Der Zug hat sich in Bewegung 
gesetzt, und er wird sich nach dem 
Gesetz der Trägheit der Masse auch 
weiter beschleunigen", sagte Reuter. 
Schon jetzt seien in Ostdeutschland 
erste Zeichen des Aufschwungs sicht- 
bar. 
Nach jüngsten Umfragen deuten die 
Erwartungen der Unternehmer nach 
oben. Reuter verwies auf unzählige 

Aktivitäten und Initiativen, die in den 
fünf neuen Ländern von der Industrie 
bis hin zum Handwerk angekurbelt 
worden seien. 

Treuhand unverzichtbar 
Bis die Menschen im Osten allerdings 
den Lebensstandard des Westens 
erreicht hätten, werde es „seine Zeit" 
dauern. Reuter: „Jeder, der etwas 
anderes vorgaukelt, ist leichtfertig." 
Niemand könne erwarten, daß im öst- 
lichen Teil kurzfristig etwas erfolge, 
das nach dem Krieg im Westen län- 
gere Zeit gedauert habe. 

Gute Noten stellten die Manager der 
Treuhandanstalt aus, die für die Priva- 
tisierung der ehemals staatlichen Ost- 
betriebe zuständig ist. „Die Treuhand 
ist aus meiner Sicht eine für die über- 
schaubare Zukunft unverzichtbare 
Institution", sagte Reuter. 

Siemens-Chef Karlheinz Kaske sagte, 
die Arbeit der Treuhand sei „weit 
weniger schlecht, als sie in der Presse 
und in den Medien dargestellt wird". 
Auch Siemens gehe mit „großem Opti- 
mismus" an den weiteren Aufbau Ost- 
deutschlands und beschäftigte dort 
bereits etwa 20.000 Mitarbeiter. 

Schäften gründen, in denen viele Arbeit- 
nehmer mit dringend notwendigen Auf- 
gaben zur Sanierung von Böden und 
Gewässern, mit Renovierungs- und Auf- 
bauarbeiten, mit der Herrichtung von 
Gewerbeflächen, der Verbesserung des 
Wohnumfeldes und ähnlichem beschäf- 
tigt werden können. Die Finanzierung 
solcher Arbeiten erfolgt aus ABM-Mittel. 
Verstärkt werden müssen vor allem auch 

Angebote für die Umschulung und Qua«1 

fizierung von Arbeitnehmern sowie für 
die Ausbildung junger Menschen. 

Die Gründung von Landesentwicklungs' 
gesellschaften in den neuen Bundeslän- 
dern ist geeignet, die für den Aufschwung 
erforderlichen Infrastrukturinvestitione 
gemeinsam mit privaten Unternehmen 
durchzuführen und zu beschleunigen. 
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Schaffung neuer Arbeitsplätze 
bremst Zunahme der Arbeitslosigkeit 

JJ den alten Bundesländern gab es im 
'narz 1991 einen überdurchschnittli- 
ch I Abbau der Arbeitslosigkeit. Der 
J* März übliche Rückgang der 

fbeitslosigkeit war in diesem Jahr 
Wirker ausgeprägt als im Durch- 
ritt der letzten Jahre. Besonders 
Vreulich ist aber die positive Ent- 
,cJUung im Durchschnitt der ersten 
fe' Monate dieses Jahres, wenn man 
le witterungsbedingten Beeinträchti- 

PJ^gen der Beschäftigung durch die 
?nge Frostperiode im Februar berück- 

sichtigt. 

|s gab 450.000 weniger Arbeitslose als 
ei Jahre zuvor und 750.000 weniger als 

j* sechs Jahren im ersten Quartal 1985, 
v 

s die Arbeitslosigkeit den Höchststand 
, n 2.57 Millionen erreicht hatte. Noch 

etlicher wird die positive Entwicklung 
s der Entwicklung der Erwerbstätigen- 

Manien. 

gp ^ ^ei den inländischen Erwerbstäti- 
j;n einen Anstieg von 26.057.000 im 
d 

sten Quartal 1984 - dem Tiefststand 
Jah Erwerbstätigkeit der 'etzten beiden 
, "fzehnte — auf voraussichtlich annä- 
er«d 28.700.000 im ersten Quartal 1991. 
nter Einbeziehung der Berufspendler 

er S
-L 

en. neuen in die alten Bundesländer 
&bt sich ein Anstieg der Erwerbstäti- 

2 8 \a^?n binnen sieben Jahren um rund 
•  Millionen oder zehn Prozent. 

.n den neuen Bundesländern 
j.    ,e Zunahme von Arbeitslosigkeit und 
de ^arbeit durch produktive Arbeitsför- 

mn8 gebremst. Eine weitere Zunahme 

von Arbeitslosigkeit und Kurzarbeit in 
den neuen Bundesländern ist Folge des 
wirtschaftlichen Strukturwandels und der 
offenen Ausweisung der „versteckten 
Arbeitslosigkeit" aus Zeiten der SED- 
Kommandowirtschaft, in der Betriebe 
und Verwaltungen personell total überbe- 
setzt waren. 
Die Zuwächse bei Arbeitslosigkeit und 
Kurzarbeit werden aber inzwischen 
zunehmend durch Schaffung neuer 
Arbeitsplätze — vor allem in Arbeitsbe- 
schaffungsmaßnahmen — und deutlich 
wachsende Zahlen von Teilnehmern an 
beruflichen Fortbildungsmaßnahmen 
gebremst. 

In den alten Bundesländern 
kann in den kommenden Monaten mit 
einem sehr kräftigen Anstieg der 
Erwerbstätigenzahlen auf ein Niveau von 
über drei Millionen mehr als 1983/84 
gerechnet werden. Dies wird trotz 
Zunahme der zusätzlich auf den Arbeits- 
markt drängenden Personengruppen zu 
einem weiteren erheblichen Abbau der 
Arbeitslosigkeit führen. In einigen Regio- 
nen mit schon heute niedriger Arbeitslo- 

Julius Louven, Vorsitzender 
der Arbeitsgruppe Arbeit und 
Soziales der CDU/CSU- 
Bundestagsfraktion zu den 
Arbeitsmarktdaten des 
Monat März 
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sigkeit kann bereits zunehmender Mangel 
an Arbeitskräften Grenzen für wirtschaft- 
liche Expansion und Zunahme der 
Beschäftigung setzen. 
Hier sollten den benachteiligten Gruppen 
unter den Arbeitslosen, die es in allen 
Regionen gibt (ältere Arbeitslose, gesund- 
heitlich Eingeschränkte, Aus- und Über- 
siedler) unter humanen Aspekten wie 
auch im Interesse der Förderung von 
Beschäftigung und Wirtschaftswachstum 
größere Chancen auf Wiedereingliede- 
rung in das Erwerbsleben eingeräumt 
werden. 
In den neuen Bundesländern sind neben 
den Finanzmitteln der Bundesanstalt für 
Arbeit für Arbeitsbeschaffungsmaßnah- 
men und berufliche Fortbildungsmaß- 
nahmen zusätzliche Mittel durch das. 
Gemeinschaftswerk Aufschwung Ost 
unter anderem auch für Maßnahmen der 
Beschäftigungsförderung bereitgestellt 
worden. Die für die neuen Länder günsti- 
gen Sonderregelungen bei Arbeitsbe- 
schaffungsmaßnahmen werden nicht nur 
von Ende 1991 auf Ende 1992 verlängert; 
außerdem werden künftig neben der Voll- 
finanzierung von Lohnkosten zusätzliche 
Sachkosten in Form von Zuschüssen statt 
bisher in Form von Darlehen finanziert. 

Die für die neuen Bundesländer beson- 
ders günstigen Voraussetzungen und 
Bedingungen für die Finanzierung von 
Kurzarbeit werden statt bis Juni 1991 bis 
Ende 1991 laufen. Berufliche Fortbil- 
dungsmöglichkeiten bestehen auch für 
Kurzarbeiter, wenn der Arbeitsausfall 
über 50 Prozent der Regelarbeitszeit 
beträgt. Es bleibt zu hoffen, daß die 
Chancen genutzt werden. 

Ein besonderes Problem stellt in den 
neuen Bundesländern im Sommer dieses 
Jahres die Eingliederung schulentlassener 
Jugendlicher in berufliche Ausbildungs- 
verhältnisse dar. Betriebe und Verwaltun- 
gen und überbetriebliche Träger der 
beruflichen Ausbildung sollten alle denk- 
baren Anstrengungen unternehmen, 
damit junge Menschen ihren künftigen 
Berufsweg nicht mit Arbeitslosigkeit und 
beruflicher Perspektivlosigkeit beginnen 
müssen. 

Die 1983 bis 1986 in den alten Bundes- 
ländern erfolgreiche Ausbildungsstellen- 
offensive sollte in den neuen Bundeslän- 
dern wiederholbar sein, zumal in Bedan 
fällen über die Arbeitsämter staatliche 
Förderung aus Bundesmitteln möglich 
ist. 

Kleinbetriebe erhalten pro Lehrling 5.000 Mark 
Für neue Ausbildungsplätze sollen 
Kleinbetriebe in Ostdeutschland 
eine auf ein Jahr befristete Unter- 
stützung von 5.000 Mark bekom- 
men. 
Ziel dieser Initiative ist es, den Ausbil- 
dungsengpaß in den neuen Ländern 
zu beseitigen, so daß am Jahresende 
dort möglichst keine jungen Men- 
schen ohne Lehrstelle sind. Darauf 
verständigten sich in Berlin die Spit- 
zenverbände der deutschen Wirtschaft 

und der Bundesbildungsminister. 
Insgesamt sollen für 60.000 bis 70.000 
junge Menschen Ausbildungsstellen 
auch in solchen Betrieben geschaffen 
werden, die noch keine Lehrlinge 
haben. Die anderen knapp 60.000 der 
insgesamt für dieses Jahr in Ost- 
deutschland geschätzten 120.000 
Bewerber dürften ohne große Pro- 
bleme eine Stelle bei staatlichen und 
kommunalen Einrichtungen sowie 
Großunternehmen erhalten. 
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^gggre Zukunftsaufgabe: 

egerisiko finanziell absichern 
sicjj J?er Legislaturperiode werden 
Fra
e Sozialpolitiker mit dringende 

habe n ltn ^egebere*ch zu befassen 
Uijj | Es geht hierbei um eine kurz- 
be(ja

an8fristige Sicherung des Pflege- 
geset ,? an Krankenhäusern, um eine 
des *z,|che Grundlage für den Beruf 
cher nPflegers und um eine Absi- 

^"»g des Pflegerisikos. 

$orjj   "eute eine ordnungsgemäße Ver- 
UriQj J1*» m deutschen Krankenhäusern 
Alte«11!? facngerechte Betreuung in den 

Pflegeeinrichtungen nach wie vor 
"eistet ist, so ist dies dem persönli- > 

kr-jft   n8agement der dort tätigen Pflege- 
sich   *V Ver<ianken. Allerdings zeigen 
tion , ^10r,ale Engpässe in den Funl- 
\   deichen der Kliniken und de«. 
Vje|^ chronisch kranker Menschen. 
da$ 2    ^gekräfte engagieren sich über 
hin(j ^utbare Maß hinaus, um zu ver- 
ben YJ}' ^aß Patienten unversorgt blei- 
N Hle^ 

WaCL and der Pflegenden, der sich in 
genotstand ist vorrangig der 

Bewn(Jer Berufsflucht und rapidem 
ty       errückgang ausdrückt. 

•Hüß J"
10

^
1
 heute gegengesteuert wird, so 

eine   
leser Zustand in absehbarer Zeit zu 

fiihre 
generellen personellen Notstand 

älter   '  mrner mehr Menschen werden 
s'cht ~c- Slcherlich eine erfreuliche Aus- 
\,le beinhaltet aber auch, daß es in 
tige RI?hren 300.000 mehr Pflegebedürf- 
%)     en wird als heute (zwei Millio- 

bei dg'^^g »st jedoch die Entwicklung 
^hlen

n Pflegeberufen: Die Nachwuchs- 
en pVerringern sich. Außerdem wollen 
ta»i2 a

r?Zent der Pflegekräfte ihren Beruf 
utgeben, 20 Prozent möchten wech- 

seln. Die Hauptgründe finden sich in der 
geringen Bezahlung, der hohen physi- 
schen Belastung, den ungünstigen 
Arbeitszeiten und der Unvereinbarkeit 
von Familie und Beruf. 

Die Bundesregierung ist nur zu einem 
geringen Teil für diese Probleme zustän- 
dig, wesentliche Komponenten liegen bei 
den Tarifparteien, den Kassen, den Kran- 
kenhäusern und den Ländern. Dringend 
erforderlich ist es, die Personalbemes- 
sungszahlen fortzuschreiben. Sie orientie- 

Für einen möglichst breiten 
gesellschaftlichen Konsens 
bei der finanziellen Absiche- 
rung des Pflegerisikos tritt 
die niedersächsische Bun- 
destagsabgeordnete und 
Aussiedlerbeauftragte der 
CDU/CSU-Bundestagsfrak- 
tion, Gertrud Dempwolf, 
ein. 

ren sich immer noch an den Anhaltszah- 
len von 1969 (1 : 3,7 für die allgemeine 
Krankenpflege). Sie legen einen Ausfall 
von 15 Prozent durch Urlaub, Krankheit, 
Kuren und Mutterschutz zugrunde; die- 
ser Prozentsatz entspricht bei weitem 
nicht mehr dem tatsächlichen Ausfall von 
23 Prozent. 

Immerhin hat sich aufgrund freier Pflege- 
satzverhandlungen die Zahl der Pflege- 
kräfte von 175.000 im Jahr 1970 auf rund 
320.000 im Jahr 1988 erhöht. Ein großer 
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Teil dieser zusätzlichen Kräfte ist aller- 
dings in Funktionsbereiche gegangen 
oder bildet Ersatz für Arbeitszeitverkür- 
zung. 
Dringend notwendig ist es, die Attraktivi- 
tät des Pflegeberufes zu verbessern. Dies 
ist zunächst eine Frage der Verdienstmög- 
lichkeiten. Die Arbeitszeit im Pflegebe- 
reich muß neu konzipiert werden; mehr 
Pflegekräfte sollten in den Kernzeiten 
beschäftigt werden, während die Früh- 
und Spätdienste auf das Notwendigste 
reduziert werden können. Für Frauen mit 
Kindern muß eine bessere Vereinbarkeit 
von Beruf und Familie möglich sein. 
Als zweites brauchen wir eine bundesein- 
heitliche gesetzliche Grundlage für den 
Beruf des Altenpflegers, die den Anforde- 
rungen bei der Pflege und Betreuung älte- 
rer Menschen umfassend Rechnung trägt. 
Aufgrund des Ausbaus der stationären 
Einrichtungen und der ambulanten 
Altenpflege hat der Bedarf an Fachperso- 
nal ständig zugenommen. 
Die ambulante Versorgung hat für uns 
Vorrang vor stationärer Pflege. Dreivier- 
tel der Pflegebedürftigen leben auch 
heute in Familien und werden von ihren 
Angehörigen gepflegt. In der letzten 
Legislaturperiode haben wir finanzielle 
Verbesserungen für Pflegepersonen in der 
Familie im Rahmen der Gesundheits-, 
Renten- und Steuerreform eingeführt. 
Auch in Zukunft muß Schwerpunkt wei- 
terer Maßnahmen die Unterstützung der 
häuslichen Pflege bleiben. Hierzu gehört 
neben der Fortsetzung des begonnenen 
Weges zum einen der Ausbau von Tages- 
pflegeplätzen und die Einrichtung von 

Kurzzeitpflegestationen in Krankenhau 
sern. 
Im Mittelpunkt aller Überlegungen &ü 

jedoch ein umfassendes Konzept zur 
finanziellen Absicherung des Pflegeta 
sikos stehen. Da die Zahl der Einpers0' 
nenhaushalte ständig steigt (35 Prozen 
der Haushalte, in Großstädten über 5« 
Prozent), besteht die Gefahr, daß die 
häusliche Pflege in Zukunft nicht menr 

ausreichendem Maße durchgeführt w 
den kann. Bereits heute leben über 
200.000 Pflegebedürftige in Heimen- 7" 
Prozent von ihnen sind auf die Sozialjj 
angewiesen, denn Kosten von über 3- 
Mark monatlich für den Heimaufentn^. 
können sie von ihrem eigenen Altersru 
geld nicht bestreiten. 
Die Bundesregierung wird bis zum »• . 
Juni 1992 einen Gesetzentwurf zur AP 
cherung bei Pflegebedürftigkeit vorleg 

Nach den Vorstellungen der CDU/CS 

Bundestagsfraktion soll sich das Gese 
an folgenden Zielen orientieren: 
• Maßnahmen der Prävention und *c 

bilitation mit dem Ziel der Vermeidung' 
pfl6' 
pflc 

Überwindung oder Minderung der 
gebedürftigkeit haben Vorrang vor 
geleistungen. 
• Die Hilfe zur häuslichen Pflege hat 
Vorrang vor der Unterbringung in ein 

Pflegeheim. 
• Die Pflegebedürftigen müssen in »°* 
messenem und zumutbarem Umfang 
den Kosten der Pflege beitragen und 
selbst Vorsorge dafür treffen. 
• Die soziale Sicherung von PflegepefS 

nen, die wegen der Pflege auf eine 

Die Dokumentation im grünen Teil dieser Ausgabe 
stellt die vier im wesentlichen diskutierten „Modelle 
zur Absicherung des Pflegefallrisikos" dar. 
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j ^fstätigkeit verzichten, muß gewähr- 
et Werden. 
Pfj    0rschläge zur Einführung einer 
Kja

8^Versicherung unter dem Dach der 
njst

n ^"Versicherung, wie sie Arbeitsmi- 
cW r. Norbert Blüm vorgelegt hat, weisen 
pra 

ncnf»gen Weg zur Regelung dieser 
EXp    

Sie finden die Unterstützung der 
un$e       Un<* Organisationen, die sich in 
bes 

re Gesellschaft um die Senioren 
auf-J!ders kümmern. Die FDP hatte sich 
Vor!    m ,etzten Parteitag für die private 
C$ij0p8e ausgesprochen. Die CDU/ 
ren f'

Fraktion und auch die SPD plädie- 
beret

r eine solidarische Lösung, die auch 
«s Betroffene mit einbezieht. 

pichst breiter Konsens 
Qert

ledersächsische CDU-Abgeordnete 
imt?      öempwolf: Bis zur Sommerpause 
Ges 

n.w'r die Zeit zu intensiven 
bän?

rächsrunden mit Betroffenen, Ver- 
ily e^.Ur,d Wissenschaftlern. Es ist 
geSej,    e'> zu einem möglichst breiten 
Part .SCnaftlichen Konsens, auch über 

§renzen hinweg, zu kommen. 

Bu   ln aosolut dagegen, in den neuen 
Isländern eine Katastrophen- 

bet m.Un^ zu schüren. Doch genau das 
alireiben viele in de" Gewerkschaften, 
£*" Voran die IG Metall. Ich meine: 
]>ief    in den neuen Bundesländern 
n     Positive Zeichen för eine begin- 
*W«    bessere Wirtschaftslage und för 
Sp 

ScJ**ftlichen Optimismus. Dafür 
&ÜH     300000neue Unternehmens- 
Mw Ungen' mit denen bereits eine 
wUrd°n neuer Arbeitsplätze geschaffen 
hält Sn ^n<* ^iese Gründungswelle 'tan. 

Hans Peter Stihl, 
Präsident des DIHT 

Pflegende Familienangehörige 
fühlen sich belastet 
Umfrageergebnis in % 

Quelle: Kuratorium Deutsche Altershilfe 

In den alten Bundesländern leben rund 1,6 Mil- 
lionen Pflegebedürftige, die zu Hause auf Hilfe 
angewiesen sind. Die meisten werden von 
Familienangehörigen gepflegt. Diese Aufgabe 
ist nicht selten mit hohen Belastungen verbun- 
den. Jede dritte Pflegeperson setzt täglich 
mehr als sechs Stunden für Hilfe und Pflege ein. 

Lebensmittelhilfe für 
Kinder aus Tschernobyl 
Zwei Kleintransporter mit Lebensmit- 
telpaketen sind noch rechtzeitig zum 
Osterfest in Weimar angekommen. 
Die Carepakete wurden von der Trie- 
rer CDU als Spende für den in Wei- 
mar tätigen Verein „Hilfe für Kinder 
aus Tschernobyl" gesammelt. Sie die- 
nen dem Unterhalt der monatlich in 
einer Gruppe von jeweils 30 Kindern 
nach Weimar eingeladenen Jugendli- 
chen aus dem Katastrophengebiet von 
Tschernobyl. Ein Teil der Päckchen 
wird von Weimar aus an kinderreiche 
Familien in der Umgebung von 
Tschernobyl weitergeleitet. 
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Auch die CDU in NRW 
will das 
Pflegerisiko absichern 
Als erste CDU-Fraktion in der Bun- 
desrepublik Deutschland hat die 
CDU-Fraktion im nordrhein-westfäli- 
schen Landtag ein umfassendes Kon- 
zept zur Einführung einer gesetzlichen 
Pflegeversicherung verabschiedet. 

Die Problematik der Pflege ist die wich- 
tigste sozialpolitische Herausforderung 
der kommenden Jahre. Das Problem darf 
nicht auf die lange Bank geschoben wer- 
den. Die Fraktion hat deshalb die SPD- 
Landesregierung aufgefordert, unter Ver- 
zicht auf parteipolitische Profilierungs- 
übungen das Konzept der CDU zu unter- 
stützen. 
Die heutige Lage der Pflegebedürftigen 
und ihrer Angehörigen ist unerträglich. 
Aufgabe der Pflegeversicherung ist des- 
halb 
• umfassende Hilfen zur Verbesserung 
der häuslichen Pflege zu schaffen. Dazu 
gehört vor allem die Einführung der 
„Rente für Pflege zu Hause". 
• Übernahme der Pflegekosten in Alten- 
und Pflegeheimen. Die menschenunwür- 
dige Sozialhilfe-Abhängigkeit durch Pfle- 
gebedürftigkeit muß endlich ein Ende 
haben. 

Gesetzliche Pflichtversicherung 

Kernstück des CDU-Beschlusses ist die 
Schaffung einer eigenständigen gesetzli- 
chen Pflichtversicherung zur Absicherung 
des Pflegerisikos unter dem organisierten 
Dach der Krankenversicherung. In die- 
sem Zusammenhang ist der Versuch eini- 
ger SPD-Politiker, die Diskussion um die 

Pflegeversicherung zu benutzen, um e 
Einheits-Krankenversicherung einzui 
ren, zu verurteilen. Jeder Bürger soll si 
dort gegen das Pflegerisiko versichern, 
wo er bereits krankenversichert ist. V 
ser Weg stellt sicher: 

• Es muß keine neue Bürokratie e'ng^ u- 
richtet werden, um das Pflegerisiko abz 
sichern. 
• Jeder Pflegebedürftige kommt in den 
Genuß dieser Hilfe. Das gilt auch fürd' 
jenigen, die heute schon älter oder pfeg 

bedürftig sind. 
• Vorbeugung und Rehabilitation zur 
Vermeidung oder Verringerung von • 
gebedürftigkeit werden in Zukunft en 
lieh so ernst genommen, wie es mediz'' 
nisch möglich ist und der Menschen- 
würde der Pflegebedürftigen entsprich • 

Nordrhein-westfälische 
CDU legt Beschluß zur 
Pflegeversicherung vor 

Zur Finanzierung tragen alle GrupPe    j, 
bei. Arbeitgeber und Arbeitnehmer d 
ihren Beitrag, Länder und Gemeinde1] 
durch einen massiven Ausbau der a°i 
lanten, familienentlastenden Pflege0'   . 
ste und durch Beteiligung an den Inv 

tionskosten für Pflegeeinrichtungen- 

Hermann-Josef Arentz, Sozialpolitik 
Sprecher der CDU-Landtagsfraktion 
Nordrhein-Westfalen: Die FDPford«* 
ich auf, in der Frage der Pflegeversich 
rung ihren Kurs der Doppelzüngig1^1. 

lieh' 
ein* 

endlich zu verlassen. Es ist unertrag 
wenn die FDP in Bonn alles tut, um 
schnelle Lösung zu verhindern, gle»ctl 

tig aber die FDP-Fraktion im Land- 
schaftsverband Westfalen-Lippe kritt'  ., 
siert, daß die Einrichtung einer Pflege  ^ 
Sicherung zu lange dauert. 
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Existenzgründungs- 
Hunger in 
Ostdeutschland 
^ den neuen Bundesländern herrscht 
ein regelrechter Hunger nach Informa- 
'°nen für Existenzgründer. Dies prägt 

~juch die Existenzgründungsumfrage 
r*8 Deutschen Industrie- und Handels- 
l5Jps (DIHT) für 1990, die erstmals 
a"e 83 Kammern in den alten und 
Deuen Bundesländern erfaßt. 

esonders auffallend ist das Interesse in 
~en neuen Bundesländern mit Blick auf 

^n notwendigen und schwierigen 
^strukturierungsprozeß der ehemaligen 
ÜDR-Wirtschaft, der sich nicht bewälti- 
gen läßt ohne eine genügend große 
f»nzahl bestandssicherer, wettbewerbsfä- 
hl8er mittelständischer Betriebe, 
auffallend an der Analyse der Existenz- 
8rundungsseminare war, daß die ostdeut- 
schen Teilnehmer älter als die westdeut- 
schen waren und daß der Anteil der 
^r°eitslosen aus der ehemaligen DDR 
mit 17,5 Prozent bemerkenswert hoch 
War. 

Von den westdeutschen Seminarteilneh- 
mern waren nur vier Prozent ohne Beruf. 
Nach der Branchengliederung stammten 
56 Prozent der Teilnehmer der Ex-DDR 
aus der Industrie, hingegen waren die 
Sektoren Dienstleistung mit nur drei Pro- 
zent und freie Berufe mit knapp zwei Pro- 
zent besonders wenig vertreten. 

35 Prozent aller Unternehmer in spe 
beabsichtigen Existenzgründungen im 
Handel, 23 Prozent im Dienstleistungsge- 
werbe und 18 Prozent in der Gastronomie 
sowie neun Prozent im produzierenden 
Gewerbe und im Handwerk sieben Pro- 
zent. 

In der Ex-DDR sind die Sektoren Handel 
und Gastronomie mit jeweils 38 Prozent 
besonders stark vertreten, hingegen die 
Sektoren Handwerk mit zwei und Indu- 
strie mit drei Prozent nur sehr wenig 
gefragt. 

Insgesamt veranstalteten 78 Kammern im 
vergangenen Jahr Existenzgründungsse- 
minare. Die Gesamtzahl belief sich auf 
433, davon 128 in der Ex-DDR. Die 
Gesamtzahl der Existenzgründungsbera- 
tungen betrug 142.000, davon 64.000 in 
den neuen Bundesländern. • 

Hie Frau in unserer Zeit 
^ie Ende März erschienene neue Aus- 
gabe der Vierteljahreszeitschrift „Die 
Frau in unserer Zeit" befaßt sich 
schwerpunktmäßig mit Themen aus 
und über die neuen Bundesländer. 
»Neue Frauen in der Politik" und ver- 
schiedene Aspekte des Wahlverhaltens 
von Frauen in Deutschland stehen im 
Mittelpunkt der erstmals im neuen 
Gewände erschienenen Ausgabe. In 
drei Beiträgen wird den Leserinnen 
und Lesern die Kultur und Geschichte 

von Mecklenburg-Vorpommern, Sach- 
sen-Anhalt und Thüringen näherge- 
bracht. 
Die Reihe wird fortgesetzt. Rezensio- 
nen und Gedichte runden diese von 
der Konrad-Adenauer-Stiftung her- 
ausgegebene und im Verlag Ernst 
Knoth, Meile, erschienene Zeitschrift 
ab. 

Zu beziehen ist die Publikation 
über den Verlag oder die Presse- 
stelle der Konrad-Adenauer-Stif- 
tung, Telefon (0 22 41) 24 64 35.     • 
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Handwerk 
optimistisch 
Die von der Bundesregierung 
nunmehr mit dem „Gemein- 
schaftswerk Aufschwung Ost" 
geschaffenen finanziellen 
Voraussetzungen für eine 
Überwindung der Struktur- 
krise in den neuen Bundeslän- 
dern finden im Handwerk 
einen fruchtbaren Boden. 
Darauf wies in Bonn der 
Generalsekretär des Zentral- 
verbandes des Deutschen 
Handwerks (ZDH), Hanns- 
Eberhard Schleyer, hin. Unter 
den nunmehr gegebenen Vor- 
aussetzungen, so Schleyer, sei 
das Handwerk zuversichtlich, 
auch einen entscheidenden 
Beitrag zur Lösung der Lehr- 
stellenproblematik in den 
neuen Bundesländern leisten 
zu können. Wenn das Hand- 
werk in den neuen Bundes- 
ländern die gleichen Entwick- 
lungschancen wie in den alten 
Bundesländern erhalte, so 
Schleyer, werde sich der 
Anteil der Erwerbstätigen im 
Handwerk von derzeit fünf 
Prozent auf 15 Prozent ver- 
dreifachen. 

Krause setzt auf 
raschen Ausbau der 
Verkehrswege 
Bundesverkehrsminister Gün- 
ther Krause will den Ausbau 
der Verkehrswege in Ost- 
deutschland rasch vorantrei- 
ben. Noch in diesem Jahr soll 
mit dem Bau an der Eisen- 
bahnverbindung Hannover- 
Berlin sowie an Strecken der 
mecklenburgischen Küstenau- 
tobahn, der Autobahn Han- 
nover-Berlin und der Erwei- 
terung des Berliner Auto- 

Nachrichten    . 
aus den 
neuen Ländern 

bahnringes begonnen werden. 
Der Minister zeigte sich 
sicher, daß der Bundestag 
noch in diesem Jahr soge- 
nannte Investitionsmaßnah- 
megesetze für 17 ausgewählte, 
vorrangige Verkehrsprojekte 
beschließen werde. 

Rahmentarifvertrag 
für Großhandel in 
Mecklenburg- 
Vorpommern 
Für die Beschäftigten im 
Großhandel in Mecklenburg- 
Vorpommern hat die Deut- 
sche Angestellten-Gewerk- 
schaft (DAG) einen Rahmen- 
tarifvertrag mit zahlreichen 
Einzelregelungen abgeschlos- 
sen. Dies ist der erste 
Abschluß in einem der neuen 
Bundesländer für die 
Beschäftigten im Großhandel. 
Der Tarifvertrag regelt die 
40stündige wöchentliche 
Arbeitszeit, den Urlaub in 
einer Staffelung bis zu 30 
Arbeitstagen sowie die Zah- 
lung eines Urlaubsgeldes von 
450 Mark für 1992 und 500 
Mark für 1993. 

„Coffe Baum" an 
Schweizer verkauft 
Der traditionsreiche Leipziger 
„Coffe Baum", das Zweitälte- 
ste Kaffeehaus Europas, ist 
von der Treuhand an die 
Schweizer Ricardo Ginelli 
AG verkauft worden. Wie der 
Niederlassungsleiter der Leip- 

ziger Treuhand, Eckard Geh- 
ring, sagte, hätten „der Biet- 
Preis und das Konzept 
gepaßt". Nach Angaben der 
Schweizer Firma soll aus dem 
Traditionslokal „keine Pizza- 
Bude werden, sondern sie so 
eine historische Gaststätte m« 
sächsischen Speisen bleiben • 
Für den „Coffe Baum" hatte 
es 24 Gebote gegeben. 

Ein Drittel der 
ostdeutschen 
Gewerbeanmeldun- 
gen in Sachsen 
Im Januar und Februar 1991 
wurden in Ostdeutschland 
mit Ausnahme Ost-Berlins 
49700 neue Betriebe angemel- 
det. Wie das gemeinsame St 
tistische Amt für die neuen 
Bundesländer in Wiesbaden 
mitteilte, wurden im gleiche«1 

Zeitraum rund 12300 Firmen 
abgemeldet. Die Hälfte aller 
Anmeldungen entfielen auf 
Handel und Gaststätten. Bei 
den neuen Bundesländern 
rangiere Sachsen an erster 
Stelle: Dort seien mehr als e>» 
Drittel aller neuen Gewerbe- 
unternehmen in Ostdeutsch- 
land registriert worden. 

50000 neue Jobs in» 
Straßenbau 
Bundesverkehrsminister 
Krause will in den neuen 
Bundesländern in diesem 
Jahr rund 50000 neue 
Arbeitsplätze durch Baumal^ 
nahmen zur Verbesserung 
Verkehrsinfrastruktur schat- 
fen. Zur Jahresmitte sollen 
die ersten Baumaßnahmen 
anlaufen. Nur so könne not- 
wendiges Vertrauen erzeug 
werden. 
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Neu im Bildungsangebot der KAS 
Im Verlauf von Abendveranstaltungen 
•nformieren in Schloß Eichholz Politi- 
ker, Wissenschaftler und Publizisten 
über den Strukturwandel in den neuen 
Bundesländern. 

*-*er Titel der Vortragsreihe: 

Deutschlandgespräche in 
Schloß Eichholz 
Referent der „Pilotveranstaltung" 
war: Dr. Ulrich Born, Minister für 
Jl»stiz, Bundes- und Europaangelegen- 
heiten des Landes Mecklenburg-Vor- 
pommern. 
sein Thema: Der Aufbau rechtsstaatli- 
cher Strukturen in den neuen Bundes- 
ländern 
Einige der wichtigsten Aussagen: 
• Die Bürgerinnen und Bürger in den 
östlichen Bundesländern dürfen nicht 

mit einer Justiz „zweiter Klasse" abge- 
speist werden. 
• Vorrangige Aufgabe der Rechtspoli- 
tik ist der Aufbau einer unabhängigen 
Rechtspflege. 
• Rechtskunde-Unterricht und Dar- 
stellungen in den Medien sollen zu 
einem aktiven Rechtsbewußtsein bei- 
tragen. 
• Wiedergutmachung für erlittenes 
Unrecht — Rehabilitierungen insbe- 
sondere — sind unverzichtbar. 
• Der Rechtsstaat muß nach Recht 
und Gesetz vorgehen. Schauprozesse 
darf es nicht geben. 
Kopien des Manuskripts verschickt: 
Konrad-Adenauer-Stiftung e.V. 
Institut für Politische Bildung 
Postfach 1331 
W-5047 Wesseling 

^sylbewerberzahlen 
März 1991 

a$ Bundesamt für die Anerkennung 
ruandischer Flüchtlinge hat im 
l'°nat März 199113.895 Asylbewer- 
t,er (Vormonat 14.099) registriert. 
nauptherkunftsländer sind: 

•Jugoslawien 2.126 (Vormonat: 1.647) 
«rkei 1.781 (Vormonat: 1.818) 

j Manien 1.415 (Vormonat: 1.239) 
ra» 1.039 (Vormonat: 1.122) 

gnanistan 782 (Vormonat: 935) 
'Manien 492 (Vormonat: 512) 
lDanon 485 (Vormonat: 535). 

J 
e ^an' der Asylbewerber ist gegenüber 

beiden Vormonaten weiter zurückge- 

gangen (Februar 1991: 14.099, Januar 
1991: 16.058). 

Auf die Staaten Ost- und Südosteuropas 
entfielen im März 5.415 Asylbewerber. 
Das sind 39 Prozent aller Asylbewerber. 
Der Anteil der Europäer an der Gesamt- 
zahl der Asylbewerber beträgt 51,8 Pro- 
zent (7.197 Personen). 

In den Monaten Januar bis März 1991 
hat das Bundesamt über die Anträge von 
42.113 Personen entschieden. Als asylbe- 
rechtigt anerkannt wurden 2.835 Perso- 
nen. Das entspricht einer Anerkennungs- 
quote von 6,7 Prozent (1990: 4,4 Prozent). 
Abgelehnt wurden 31.226 Personen 
(74,2 Prozent), auf sonstige Erledigungen 
und Rücknahmen entfielen 8.052 Perso- 
nen (19,1 Prozent). • 
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Ulrich Nölle - Kandidat für Bremen 
„Am häufigsten wurde mir in den letz- 
ten 24 Stunden die Frage gestellt: 
Warum machen Sie das? Ich glaube, 
daß meine Entscheidung richtig ist für 
Bremen, weil eine Kehrtwende drin- 
gend notwendig ist. Nach meiner 
festen Überzeugung ist Bremen fünf 
Minuten vor zwölf mit einer veränder- 
ten Position noch zu helfen." 

Mit diesen Worten begründete der vom 
Vorstand des Landesverbandes Bremen 
einstimmig als Spitzenkandidat für die 
Bürgerschaftswahl am 29. September vor- 
geschlagene 50jährige Ulrich Nölle seine 
Kandidatur als Herausforderer des SPD- 
Bürgermeisters Wedemeier. 

Ulrich Nölle, Mitglied des Vorstandes 
der Sparkasse in Bremen und Vater von 
vier Kindern, machte bei seiner Vorstel- 
lung der Presse gegenüber zugleich deut- 
lich, daß er sein politisches Engagement 
nicht als Strohfeuer betrachtet: „Ich 
strebe das Amt des Bürgermeisters an, 
und ich habe zugleich erklärt, auch das 
Mandat in der Bürgerschaft anzunehmen. 
Ich bin kein Kandidat nur bis zum Wahl- 
tag." 

Den Schwerpunkt der Aufgaben, die auf 
die zukünftige Landesregierung zukom- 
men, sieht Ulrich Nölle eindeutig in einer 
Veränderung der heute dramatischen 
wirtschaftlichen und finanzpolitischen 
Lage des kleinsten Bundeslandes. Spar- 
samste Haushaltsführung sei insoweit 
oberstes Gebot, wobei alle Ausgaben auf 
den Prüfstand kommen müßten. 

Wenn es übereinstimmende Auffassung 
sei, daß Bremen sich ohne die Hilfe Drit- 
ter aus seiner Lage nicht befreien könne, 
dann sei es zugleich unverzichtbar, daß 
sich Bremen zunächst einmal selbst helfe, 
bevor andere zur Kasse gebeten würden. 

Bei denen werde keine große Bereitscha 
zur Hilfe geweckt werden können, wenn 
sich der Zwei-Städte-Staat Ausgaben lö- 
ste, auf die diejenigen aus Sparsamkeits- 
gründen verzichteten, die anschließend 
Bremen aus der finanziellen Misere hel- 
fen sollten. 
Zu gegebener Zeit will Ulrich Nölle in 
Abstimmung mit dem Landesvorstano 
eine Mannschaft präsentieren, der neben 
den bewährten Kräften der CDU aus BfC' 
men und Bremerhaven auch weitere nan« 
hafte Persönlichkeiten aus dem vorpan3' 
mentarischen Bereich angehören sollen- 
Mit dieser Mannschaft will Ulrich NöHc 

das positive Ergebnis der CDU bei der 

Ulrich Nölle: Ich strebe das Amt des Börjjjj 
meisters an und bin auch bereit, das Man 

in der Bürgerschaft anzunehmen. 

letzten Bundestagswahl ausbauen. 
Damals waren CDU und FDP zusammen 

erstmals seit Kriegsende stärker gewor- 
den als die SPD. 
Der Landesvorsitzende und Parlamenta- 
rische Staatssekretär Bernd Neumann, 
der den neuen Bürgermeisterkandidaten 
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Ulri 
erkl 

"ch Nölle der Presse vorstellte, 
3rte: „Die Kandidatur ist ein Glücks- 

11 für die CDU, aber auch für Bremen! 
r|ch Nölle, das verhehle ich nicht, ist 
eiri Persönlicher Wunschkandidat 

esen." Er sei froh über diesen Rük- 
üb

nwind für die CDU Bremen und dar- 
s . r' "aß hier ein ausgewiesener Wirt- 
in Hi    " Unc* ^inanz^ac^mann bereit sei, 

er Politik Verantwortung zu überneh- 
7 .n ln einer für Bremen sehr schwierigen 

p , mann setzte das Signal auf „Freie 
N"]!^'' a's er ^'e Bewerbung von Ulrich 

le als Aufforderung an viele andere 
Uha"en Bereichen des gesellschaftlichen 
(j  ^ ns bezeichnete, sich ebenfalls poli- 
hatt ZU en§a8ieren- Seinen Vorschlag 
^ te er dem Landesvorstand nach 
g    'nimung mit dem Parteivorsitzenden, 
ge 

ndeskanzler Helmut Kohl, vorgetra- 
teif ^ieser hat ihm und den Bremer Par- 
lie reunc*en zu der Entscheidung gratu- 
tint Und Ulrich Nölle jede nur denkbare 

Stützung zugesagt. • 

Berichten Sie über 
Ihre Aktionen 
moderner Parteiarbeit 

Um im Alltag der Menschen präsent 
zu sein, muß die CDU in der Arbeits- 
welt und in der Freizeit ansprechbar 
sein. Die CDU muß — so steht es in 
dem Beschluß „Moderne Parteiarbeit 
in den 90er Jahren" vom Bremer Par- 
teitag im September 1989 — diesen 
Weg zum Bürger gehen, indem sie ein 
breites Angebot vielfältiger neuer Ver- 
anstaltungsformen entwickelt und 
diese Vielfalt auch nutzt. 
Der UiD fordert seine Leser noch ein- 
mal dazu auf, Erfahrungen mit bürger- 
nahen Formen der Parteiarbeit mitzu- 
teilen. Diese Erfahrungen sollen im 
UiD veröffentlicht werden und für 
andere Anregungen zu eigenen Aktio- 
nen sein. 

AZK-Seminare in den fünf neuen Ländern 

°le Politische Jugend- und Erwachse- 
^nbildungsstätte „Arbeitnehmer-Zen- 
trum Königswinter" (AZK) hat für das 
j.ahr!991 in den fünf neuen Bundes- 
andern ein umfangreiches Sonderpro- 

8ramm erstellt. 
Es werden heiße Eisen angepackt: Der 
technische Wandel erfordert eine Qua- 
'"zierungsoffensive, damit Arbeitneh- 

erfamilien in eine gesicherte 
ukunft sehen können. Der Europäi- 

c»e Binnenmarkt wird lebendige Rea- 
2f l> und die Problemfelder Wohnen, 
Pfle ge und Vermögensbildung in 

Arbeitnehmerhand wollen aufgearbei- 
tet und politisch umgesetzt werden. 
Bitte fragen Sie uns, wenn Sie interes- 
siert sind oder sogar bereit, an der 
Seminarorganisation mitzuwirken. 

Unser Büro Wichertstraße 73 in 
O-1071 Berlin, informiert Sie 
gerne über Themen, Orte und 
Termine. 

Sonderseminare für eine bestimmte 
Zielgruppe bzw. Region können mit 
uns vereinbart werden, solange unsere 
Mittel dafür reichen. 
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UNION BETRIEBS GMBH 
POSTFACH 2449 
5300. BONN 1 

Das Shirt zum VideocBP 
„Touch the future" 
Endlich! Das Super-Europa-Shirt m» 
Kapuze gibt's ab sofort nicht nur > 
Videoclip. Jetzt liegt es auch für S,e 

bereit. Heute noch bestellen! P°st' e. 
wendend können Sie dann flott ang 
zogen joggen, stretchen, walken o 
einfach nur relaxen ... sich fit 
machen für die Zukunft, für Europ3^ 
Fit wie wir: Die Jungen in der Ufl 
Ja, ich bestelle das Europa-Shl 

mit Kapuze 
Größe D L, D XL, D XXL . k, 
zum Preis von 19,95 DM je Shirt in*' 
MwSt. frei Haus 

Absender: 

Diesen Coupon bitte zusammen 
einem Verrechnungsscheck einsen* 
den an: 
IS-Versandzentrum 
Postfach 1328,4804 Versmold 
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